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Für das Nachschlagewerk !
Für die amtliche Sarimlxtne- !

' G e s e t z s
--Blftssa bg ° Hat der Vorsitzende verfügt, daß die von ihn

b ewi 1 i i g t e Ye ri äuge ru ng d e r .Be rufungs begrün dungs- 
f' r i s t d e n P ro z e ß b e v o 11 nie. c h t :i g t e n d e s B e ru f un g s - 
klagers fernmündli ch mitgeteilt werde,

• hat darauf ein Beamter der Geschäftsstelle dem 
Büro des Prozeßbevollmächtigten Nachricht von 
der Verlängerungsverfügung gegeben 
und ist der Prözeßhevollraächtigte dann von sei­
nem Büro hoch vor dem Ablauf der ursprünglichen 
Frist von dieser Verfügung in Kenntnis gesetzt 
worden,
so ist die Veriängerungö'verfügung auch dann wirk­
sam geworden, wenn über die fernmündliche Benach­
richtigung kein Vermerk in den Gerichtsakten ge­
macht worden ist»

A1 ■: t e n s e 1 c h c :■ n : IV Z R 6 9 / 5 4
Urteil des BGK» von 5. Juli 1954 OLG» Braunschweig



IV ZR 69/54
verKunast 

am 5- Juli 1954 
hist, Justizobersekretär
aIs Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m if a Ei e n d e s V o I k e s 

In dem Rechtsstreit

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin 
- Broscßbevollmachtigters Rechtsanwalt I)r 

• g e g e n 
ihren Ehemann, den Bauarbeiter Alfred K

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,
Rrozeßbevollmächtigter II, Instanz s

Rechtsanwalt

der. IT. Zivilsenat des■Bundesgerichtshofs;auf die
.. ■■ ... :• ■■ ■ '■ •••• .. ' ■iche Yerhandlung vom 5* Juli 1954 unter Mitwir-

mg'des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter
Ascher, • Johannsen, 'Scheffler und Wüstenberg

für Recht erkannts '
Auf die Revision wird das am 4« März 1954 verkün­
dete Urteil des 2A Zivilsenats des Oberlandes- 
■gerichts in Braunschweig aufgehoben.. Die Sache 
wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das Beru- 
fungsgeri cht zurückverwiesen,

Von Rechts wegen



Tatbestand^
Die Klägerin hat Klage auf Scheidung der Ehe, der 

Beklagte hat Widerklage mit demselben Antrag erhoben»- 
Das Landgericht hat durch Urteil vom 2» Dezember 1952 
die Klage und die Widerklage abgewiesen» Das Urteil, 
ist der Klägerin am 13» Dezember 1952 zugestellt wor­
den, Sie hat am 10, Januar 1953 Berufung eingelegt» Am 
7» Februar 1953? einem Sonnabend, ging beim Berufungs­
gericht ein Antrag der Klägerin ein, die Frist zur Be­
gründung der Berufung bis zum 25» Februar 1953 zu ver­
längern» Der Vorsitzende des 3« Zivilsenats, bei dem 
die Sache damals anhängig war, verfügte darauf wie 
folgt!
"1) Nach Antrag
2) fernm» Nachricht an RA Grünhorn
3) Wv.’ 26» II» 53»"

Daß auf diese Verfügung hin der Frozeßbevollmächtigte 
der Klägerin von der Verlängerung fernmündlich unter- 
richtet worden sei■ ist aus den Gerichtsakten nicht zu 
entnehmen» Eine -schriftliche Mitteilung der Verlängerungs- 
Verfügung ist nicht erfolgt» Am 24» Februar 1953 ging"die 
Berufungsbegründung beim. Gericht ein» Im Verhandlungster­
min vom 11. Februar 1954 erklärte der Prozeßbevollmäch­
tigte der Klägerin, der bereits vorher von dem Bericht­
erstatter auf Zweifel hinsichtlich der Rechtzeitigkeit 
der Berufuhgsbegründung hingewiesen worden war, daß am 
9» Februar 1953 vom Oberlandesgericht bei seinem Büro 
angerufen und mitgeteilt worden sei, daß die Frist bis 
zum 25» Februar 1953 bewilligt worden sei» Er legte sei­
ne Handakten vor, in denen sich ein entsprechender Ver­
merk seiner damaligen Bürovorsteherin befindet»
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daß das Urteil insoweit angefochten 
als die Klage abgewiesen worden sei und der Klä-

Das Berufungsgericht hat die Berufung als unzuläs­
sig verworfen. Mit der Revision beantragt die Klägerin, 
unter Aufhebung des angefochtenen tlrteiis die Berufung 
für zulässig zu erklären, hilfsweise ihr Wiedereinset­
zung in den vorigen Stand zu bewilligen.

Der Beklagte ist im Revisionsrechtszug nicht ver­
treten.,

■ ; v  • ' , V v -  ;;'vv  V  ' • ■ ’ '

Ent sehe1dungsgründe g
■ 'Das Berufungsgericht führt zunächst aus, daß'eine 

Berufungsbegründung in der Berufungsschrift nicht ent- 1 
halten sei, da diese außer der Erklärung, daß Berufung 
eingelegt werde, nur den Berufungsantrag und die Er­
klärung enthalte, 
werde,
gerin die Kosten auferlegt worden seien, und zudem in 
ihr ausdrücklich gesagt sei, daß die Berufungsbegründung 
einem besonderen Schriftsatz Vorbehalten bleibe. Dieser 
Ausführung ist zuzustimmenj

Beizupflichten ist ferner der Ausführung des Beru­
fungsgerichts, daß die Berufungsbegründungsfrist nur 
vor ihrem Ablauf wirksam verlängert werden könne. Diese 
Ansicht entspricht einhelliger Rechtsprechung und Lehre• 
(vgl u,a„ RG- 156- 385 ^3867; Stein-Jonas-Schönke, Anm. 
II; 3 zu § 224 ZPO; Rosenberg Lehrb des Deutschen Zivil­
prozeßrechts 6. Auf 1 S 301; § 68 IV 2 b).;-. ';

Schließlich ist such der vom Berufungsgericht ver­
tretenen Ansicht zu folgen, daß eine Verfügung, durch 
die der Vorsitzende die Bermfungsbegründungsfrist ver­
längert und die vor Eristablauf formlos mitgeteilt wor­
den ist, jedenfalls insoweit '''wirksam ist, als sie von 
dem ursprünglichen Schlußtermin entbindet. Es kann in­
soweit auf das urteil des erkennenden Senats vom 31. Ja-



rruar 1952 (BGH2 4, 39Ö / ^ 9 9 / = NJW 1952, 469 f),auf das 
sich auch das Berufungsgericht bezogen hat, verwiesen
werden.

Nicht gefolgt werden aber kann dem Berufungsgericht 
darin, daß die Wirksamkeit'einer formlosen Mitteilung 
davon abhänge, daß - als Ersatz für die fehlende Zu­
stellungsurkunde oder das Empfangsbekenntnis - von dem 
zuständigen Beamten ein Vermerk in die Gerichtsakten 
aufgenommen werde, aus dem die (Tatsache und der Zeit­
punkt der Mitteilung an den betreffenden Prozeßbevoll- 
mächtigten hervorgingen« Als Grund hierfür führt das 
Berufungsgericht anf das"•Gericht müsse an Hand des Ali-: 
tenihhalts einwandfrei feststellen können, ob die Ver- 
1 ängerungsvertu ~;ung auch rechtzeitig wirksam geworden ; 
sei', und es beruft sich hierfür auf die ̂ Entscheidungen■ 
■des Reichsgerichts Bd 137, 270; 156, 385 f .4)390/; 160, 
307 . f sowie auf die des ileichsarbeitsgerichts RAG 14, 
220 /2 .227 t 20, 213 und ot> ; bereits oben" erwähnte :
Urteil (BGB2 4 390 t = UJV; -1952, 469 f) des Bundes­
gerichtshofs* In dieser letzteren Entscheidung findet 
sich jedoch,eine dahingehende Ausführung nicht. Die 
Entscheidung im 137« Band scheidet hier aus, da es sich 
dort um eine Fristverlängerung handelte, die vor dem 
Inkrafttreten der sog« Vereinfachungsverordnung vom 
17. Juni 1953 (RGBl I 8 394) lag, wo also die Verfü­
gung von Amts wegen gemäß § 329 Abs 3 ZPO zuzustellen 
war« Es ging also in jenem Fall um die Frage, ob es 
zur Zustellung genüge, daß die Verfügung formlos-über­
geben oder mündlich mitgeteilt werde, falls nur hier­
über eine amtliche Urkunde aufgenommen würde. Diese 
Frage hat das Reichsgericht deswegen nicht entschie­
den,weil eine solche Urkunde nicht vorhanden war« Ob 
es das Erfordernis einer amtlichen Beurkundung auch 
dann aufstellen würde, wenn die Mitteilung der Ver- 
längerungsverfügung nicht zugestellt zu werden braucht,



1st aus der Entscheidung nicht zu entnehmen. Zwar 
heißt es am Schluß des Urteils, es erscheine nach dem 
Gesetzeszweck unzulässig und es wäre auch mit dem 
Schutszweck für eine der Parteien nicht ausreichend 
zu rechtfertigen, wenn man das Entstehen der Wirkung 
einer doch für beide Parteien bedeutsamen .Frister­
streckung von einer bloß formlosen Mitteilung abhängig 
machen und dadurch zugleich die Grenze verwischen woll­
te, bei der die richterliche Verfügung aufhört, ein 
innerer, der Abänderung noch zugänglicher Geschäfts­
vorgang zu sein. Das in Frage kommende Gesetz, dessen 
Zweck nach Ansicht des Reichsgerichts die amtliche 
Beurkundung erfordert, ist aber die Bestimmung des 
§ 329 Abs 3 Satz 1 ZPO, die die Zustellung vorschreibt. 
Diese Vorschrift ist jedoch jetzt durch den die form- 
lose Mitteilung zulassenden Satz 2 ergänzt.

In RGZ Bd 160, 307 f /310J  wird die Frage, ob 
eine fernmündliche Mitteilung an den Prozeßbevoll­
mächtigten ausreiche, dahingestellt gelassen. Es wird 
allerdings die rechtliche Erheblichkeit eines Fern­
gesprächs, das nicht aktenkundig gemacht ist, als 
fraglich bezeichnet, die Frage wird aber nicht ent­
schieden.

Das Reichsarbeitsgericht hat zwar in seiner Ent­
scheidung vom 16. Oktober 1934, RAG 14,220 (für eine 
nach dem Inkrafttreten der Vereinfachungsverordnung 
eingelegte Berufung) ausgesprochen, daß die Befreiung 
von der Innehaltung der alten Frist auch dann eintre­
te, wenn vor deren Ablauf die betroffene Partei durch 
einen dazu besagten Beamten von der verfügten Ver­
längerung in zuverlässiger, aus den Akten ersichtli­
cher Weise Mitteilung erhält. Daß es aber damit hat 
aussprechen wollen, daß die aktenmäßige Feststellung 
erforderlich sei, ergibt sich atis seinen Ausführungen



nicht. Das Reichsarbeitsgerieht hatte auch keine Ver.
anlassung, au der Frage Stellung zu nehmen, ob ohne 
Aktenvermerk di e nur mündliche Mitteilung unwi rksam 
sei oder nicht; denn in der. ihn zur Entscheidung vor­
liegenden Fall hatte der Vorsitzende zu den Akten
vermerkt, daß die Verlange rungsVerfügung dem Gerichts-

.

assessor Vk als Bevollmächtigten des Prczeßbevollmüch-
tigten des Bernrungsklägers zur Kenntnis gebracht wor.
den sei

Dass ■ ■ b' gilt i r ■' 1 w < hc 1 " 1 AG kB , 2 13
ZU Tg

Der IV Zivilcf-mi de Reichsgerichts hat (RGZ-,144, 
:;258) ahgdnomiaen daf c ine fernmündliche Benachrichti­
gung' des Froze Blur Blühe] ! igten durch die Geschäfts-' 
stelle die in § 329 Abs 3 ZPO zugelassene formlose Mit­
teilung nicht ersetzen könne, weil sie nur den Inhalt 
r 1 G har **'*1 t _ 1 s - 1 cd weder eine

Gewahr für die Richtigkeit der Wiedergabe biete noch , 
erkennen lasse, ob'- sie' durch einen hierzu befugten Be­
rühren erfolgt sei; daß auch die formlose Mitteilung..in 
der Regel durch Übergabe einer Ausfertigung der Verfü­
gung oder durch deren Zusendung zu erfolgen habe und 
daß nur gleichwertige Vorgänge, zu denen etwa die be­
urkundete Einsichtnahme gehören möge, an die Stelle der 
Übergabe ' oder Zusendung, .einer'-Ausfertigung treten," Die­
se Auffassung/entspricht'"aber nicht-der jetzt herrschend 
(der Meinung, der sich der Senat erschließtvfEs ist/- 
nicht ersichtlich, weswegen eine fernmündliche Mittei­
lung nicht als eine Mitteilung 1,3» des § 329 Abo 3 
Satz 2 ZPO anzusohon sei. Sie ist nicht, wie das Reichs­
gericht Ed, 14-4 3 238 meint, ein Ersatz der in dieser-Gesetzesbestinunng v0rges01 10ncn Ri11ei1ung, s0ndern 
sie stellt selber diese Mitteilung dar. Wenn ferner
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§ 329 Abs 3 Satz 2 ZPO ausdrücklich. anordnet, daß keine 
form für die Mitteilung notig ist, so kann man nicht im 

* .Gegensatz hierzu verlangen, daß in der Segel die Aus- 
' fertigung übergeben oder zugesandt werde. Dies bedeu­
tet die Einführung der Schriftform für die Mitteilung 
und steht also zu dem Begriff "formlose Mitteilung" im 
Widerspruch,

Daß über die fernmündliche Mitteilung ein Akten­
vermerk gemacht werde, ist nicht erforderlich. So wün­
schenswert es auch sein mag, daß sich die von Amts we­
gen festzustellenden Voraussetzungen für die Zulässig­
keit eines Rechtsmittels soweit wie möglich aus den 
Gerichtsakten ergeben, ein die Rechtswirksamkeit der 
Verlängerungsverfügung bedingendes Erfordernis kann da­
rin nicht gesehen werden. Streng genommen müßte dann 
auch eine ordnungsmäßig zugestellte Verfügung für un­
wirksam erklärt werden, wenn die Zustellungsurkunde 
durch ein Versehen nicht zu den Akten gelangt ist 
und die Absendung aus den Akten nicht ersichtlich ist, 

.obwohl doch nicht in Zweifel.gestellt werden kann, .daß 
bei rechtzeitiger ordnungsmäßiger Zustellung die Ver­
fügung auch in einem solchen Pall wirksam ist. Es sei 
auch darauf hingewiesen, daß die Zustellung von Urtei­
len durch die Prozeßbevollmächtigten,, die die Berufungs­
frist in Lauf setzt:,in der Regel aus den G-erichtsak- 
ten ebenfalls nicht ersichtlich ist„

Die Erwägung, daß eine nicht aktenkundig gemach- 
te fernmündliche Mitteilung keine hinreichende Gewähr 
dafür biete, daß die Verfügung inhaltlich richtig wie­
dergegeben worden sei, trifft nicht zu. Liegt ein An­
trag auf Verlängerung der Erist bis zu einem bestimm- 
. ten Tag vor, dann handelt es sich bei der 'Übermitt­
lung der Bewilligung der FristVerlängerung um eine 
besonders einfache und einer bestimmten Wortfassung



nicht bedürftige Erklärung. In aller Hegel wird auch 
kein Zweifel daran bestehen können, auf welche Sache 
sich die Mitteilung bezieht. Vor allem aber gibt auch 
;der Vermerk in den Gerichtsakten kaum eine grössere 
Gewähr für die inhaltliche Richtigkeit der fernmünd­
lichen Mitteilung... Entscheidend ist folgendest 
Macht man die Wirksamkeit der fernmündlichen Mittei­
lung davon abhängig', daß der mitteilende Beamte das 
Gespräch in den Akten vermerkt, so nimmt man dieser 
Art der Mitteilung praktisch den Wert. Denn dann wür­
de der fernmündlich benachrichtigte Prozeßbevoll­
mächtigte durch die Mitteilung allein keine Gewißheit 
über die Wirksamkeit der Verlängerungsverfügung haben, 
da er nicht wissen kann, ob der Vermerk in den Ge­
richtsakten gemacht worden ist. Er müßte sich also, 
wenn er die im Interesse seiner Partei.gebotene Sorg­
falt . wahren will f durch Einsichtnahme ih die' Gerichts­
akten von dem Vorhandensein eines Vermerks überzeu­
gen. Außerdem wäre das Erfordernis eines Aktenvermerks 
geeignet, die Sicherheit des Puechtsverkehrs zu er­
schweren. 1st etwa der Beamte oder Angestellte, der 
.die fernmündlicHe Mitteilung gemacht■■/ha^V'dnaöh Been­
digung des .Telefongesprächs durch anderweite Inan­
spruchnahme gehindert worden, den Vermerk.sofort zu 
machen:, oder hat er dies zunächst versehentlich un­
terlassen,: so ergeben sich Zweifel, ob die Verfügung 
erst mit der Nachholung des Vermerks wirksam wird 
oder aber ob er rückwirkende Kraft hat und letzteren- 
falls, -ob dies auch der Fall ist, - wenn zwischen der 
fernmündlichen Mitteilung und der Nachholung des Ver­
merks die alte Frist abgelaufen ist. läßt man also 
einmal die fernmündliche Mitteilung genügen, so wäre 
es eher-unzweckmäßig, ihre Wirksamkeit von einem A k ­
tenvermerk abhängig zu machen, und da del Wortlaut 
des Gesetzes hierzu nicht zwingt, ist die bloße fern-



mündliche Mitteilung als ausreichend z u erachten..
Zum Nachteil des Rechtem!ttelbeklagten kann sich 
dies nicht auswirken, da der Rechtem!ttelkläger die 
Beweislast hat. Läßt die von Amts wegen vorzunehmen­
de Prüfung offen, ob eine nicht in den Akten ver­
merkte fernmündliche Mitteilung gemacht worden ist, 
so muß das Rechtsmittel als unzulässig verworfen 
werden.

Laß im vorliegenden Pall die von der Klägerin 
behauptete fernmündliche Benachrichtigung stattge­
funden hat, ist durch die eidesstattlichen Versi­
cherungen des früheren Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin und seiner früheren Bürovorsteherin in Ver­
bindung mit dem Inhalt der Handakten des früheren 
Prozeßbevollmächtigten und der Tatss-che erwiesen, 
daß die Berufungsbegründung innerhalb der bis zum 
25i Pebruar 1953 verlängerten Prist eingegangen \ 
ist.

. Lurch die genannten eidesstattlichen Versicherun­
gen ist weiter erwiesen, daß der auf der Geschäfts­
stelle des Berufungsgerichts tätige Justizobersekre­
tär Alpers die fernmündliche Mitteilung der Bürovor­
steherin des damaligen Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin gemacht hat und daß sie ihn noch am 9•> Fe­
bruar 1953,- also vor..Ablauf der alten Prist, von der 
Mitteilung in Kenntnis gesetzt hat.

Laß der Prozeßbevollmächtigte selbst die fern­
mündliche Benachrichtigung entgegennehmen müsse, fin­
det im Gesetz keine Stütze. Bs kann dahinstehen, ob 
es für die Wirksamkeit der Verlängerungsverfügung 
nötig ist, daß sie ihm noch innerhalb der Prist be­
kannt wird, oder ob es ausreicht, wenn sie inner- 

■ halb der Frist von seinem Büro entgegengenommen wird."'



10 -- 7.•S>
Wie oben dargelegt;worden ist, ist erwiesen, daß er 
noch vor dem Ablauf der alten Frist Kenntnis von der 
Verlängerung erlangt hat« Im Gegensatz zu der Auf­
fassung des Berufungsgerichts reicht dies aus» Wes­
halb - wie das Berufungsgericht meint- das gespro- : 
ebene Wort das geschriebene nur dann solle ersetzen 
können, wenn es unmittelbar an den gerichtet wird,

f

der auch Empfänger der schriftlichen Mitteilung sein 
würde, ist nicht ersichtlich. Das Berufungsgericht 
führt aus, daß der betreffende Anwalt dabei nicht 
von irgendeinem Angestellten seines Büros vertreten 
werden könne, da mit’ der Mitteilung eine gerichtli­
che .Entscheidung wirksam werden solle. Auf diese 
Ausführung kommt es hier nicht mehr an, nachdem fest- 
gestellt worden ist, daß die Mitteilung an den An­
walt rechtzeitig weitergeleitet worden ist. Daß nun 
- wie das Berufungsgericht weiter meint - die •Büro­
angestellten eines Rechtsanwalts, weil sie im Ver­
kehr mit 'dem Gericht nur die Stellung eines Boten 
hätten, zwar schriftliche aber nicht mündliche Mit-. 
teilungen überbringen könnten, kann nicht anerkannt 
werden. Ein Grund für diese Unterscheidung ist’nicht 
erkennbar; aus der Eigenschaft als Bote kann sie je­
denfalls nicht hergeleitet werden.

Auch zu diesem Punkt kann nicht mit Erfolg gel­
tend gemacht werden, daß es sich um die Eröffnung 
einer gerichtlichen Entscheidung handele, die von 
großer Tragweite sein könne. Denn wenn gleichwohl 
der Gesetzgeber sich entschlossen hat, das Erfor­
dernis der förmlichen Zustellung fallen zu lassen 
und ausdrücklich formlose Mitteilung zugelassen 
so muß es auf jeden Fall genügen/ wenn der zUstän 
dige.Beamte der Geschäftsstelle auf Verfügung des 
Vorsitzenden einem Büroangestellten des Prozeß- 
bevollmächtigten des Rechtsmittelklägers die Ver-



längerungsverfügung des Vorsitzenden fernmündlich 
dergestalt mitteilt, daß die Mitteilung den Zeit­
punkt, bis zu dem die Prist verlängert worden ist, 
klar erkennen laßt, wenn „weiter der die'--Mitteilung 
entgegennehmende Angestellte erkennt, von wem ihm 
sie gemacht wird, und wenn er dem Prözeßbevollmäch- 
tigten noch vor Ablauf d e r t ' ^ p t e n d i e s e r  
Mitteilung Kenntnis gibt»

Diese Voraussetzungen sind hier gegeben* Die 
Prist ist also wirksam bis zum 25« Februar 1955 ver­
längert worden und die Berufungsbegründung somit 
rechtzeitig eingegangen. Die Berufung ist daher zu­
lässig. Es ist also auf den .Wiedereihsetzungsantrag, 
der übrigens verspätet gestellt war (§ 234 Abs 5 ZPO) 
nicht.mehr einzugehen»
Schmidt Ascher Johannsen Seheffler Wüstenberg
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